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§ 12
(1) Die volkseigenen Betriebe haben die für 1951 

planmäßig vorgesehenen Kleininvestitionen bis 
zum 31. Dezember 1951 finanziell und materiell 
durchzuführen.

(2) Eine besondere Abrechnung der Kleininvesti­
tionen gegenüber der Deutschen Investitionsbank 
erfolgt außer dem im § 4 Abs. 3 der Instruktion vom
10. April 1951 zu dem durch den Volkswirtschafts­
plan 1951 vorgesehriebenen Plan für die Investi­
tionen und Generalreparaturen (GBl. S. 243) gefor­
derten Nachweis über die Verwendung nicht.

(3) Die nicht in Anspruch genommenen Mittel 
des Fonds für Kleininvestitionen sind unverzüg­
lich nach Verkündung dieser Anweisung an die 
Deutsche Investitionsbank zu überweisen.

Berlin, den 29. Dezember 1951
Staatliche Plankommission 

Ministerium der Finanzen £>er j Stellvertreter 
I. V.: R u m p f  des Vorsitzenden
Staatssekretär L e u s c h n e r

Staatssekretär

Preisverordnung Nr. 217.
Verordnung über die Preisbildung 

im Uhrmacher-Handwerk.
Vom 2. Januar 1952

Auf Grund des § 8 der Verordnung vom 15. Juni 
1950 über die Preisbildung im Handwerk (GBl. 
S. 510) wird für das Uhrmacher-Handwerk folgen­
des bestimmt: g ^

Uhrmacherbetriebe, die handwerkliche Leistun­
gen ausüben, haben hierfür die Preise nach den 
Vorschriften dieser Preisverordnung zu bilden.

§ 2
(1) Für die ständig wiederkehrenden gleichartigen 

handwerklichen Leistungen der Uhrmacherbetriebe 
gelten die in der Anlage dieser Preis Verordnung auf­
gezeichneten Regelleistungspreise. Diese Preise sind 
Höchstpreise, die nicht überschritten werden dürfen.

(2) Für Arbeiten, die in der Anlage nicht als 
Regelleistungen aufgeführt, mit Regelleistungen 
aber vergleichbar sind, dürfen höchstens Preise be­
rechnet werden, die den in der Anlage aufgeführ­
ten Regelleistungspreisen unter Berücksichtigung der 
nachzuweisenden Kostenabweichungen entsprechen.

(3) Falls die Löhne oder Materialpreise eine Än­
derung erfahren, treten die in der Anlage dieser 
Preisverordnung aufgeführten Regelleistungspreise 
nur dann außer Kraft, wenn von der Hauptabteilung 
Preispolitik des Ministeriums der Finanzen der 
Deutschen Demokratischen Republik an Stelle der 
in der Anlage bezeichneten Preise neue Regellei­
stungspreise bekanntgegeben werden.

§ 3
(1) Für handwerkliche Leistungen, die nicht unter 

die in der Anlage aufgeführten Regelleistungen 
fallen, ist der Preis auf Grund eigenverantwort­
licher Kalkulation gemäß dem von der Hauptabtei­
lung Preispolitik des Ministeriums der Finanzen der 
Deutschen Demokratischen Republik hierfür aufge­
stellten Kalkulationsschema zu bilden.

(2) Werden handwerkliche Leistungen, für die 
keine Regelleistungspreise gelten, vergeben und 
übernommen, so sollen die für die einzelnen Lei­

stungen zu berechnenden Preise mit dem Auftrag­
geber vor Ausführung des Auftrages unter Beach­
tung der Vorschriften dieser PreisverOrdnung ver­
einbart werden. g ^

Zuschläge für Mehrarbeit (Überstunden-, Sonn­
tags-, Feiertags- und Nachtarbeitszuschläge), die mit 
dem Auftraggeber vereinbart sind, dürfen mit den 
durch den jeweils gültigen Tarifvertrag festgeleg­
ten Prozentsätzen aufgeschlagen werden. Derartige 
Aufschläge sind gegebenenfalls gesondert auszu­
weisen. Der Auftraggeber ist vor Durchführung 
eines mit Mehrarbeitszuschlägen verbundenen Auf­
trages auf das Entstehen dieser Mehrarbeitszuschläge 
aufmerksam zu machen.

§ 5
(1) Die in der Anlage dieser Preisverordnung fest­

gesetzten Regelleistungspreise sind im Betrieb des 
Handwerkers an einer dem Kunden deutlich sicht­
baren Stelle auszuhängen.

(2) Für alle Leistungen, die nicht Regelleistungen 
darstellen, ist das Zustandekommen des berechne­
ten Preises gemäß dem von der Hauptabteilung 
Preispolitik aufgestellten Kalkulationsschema nach­
zuweisen. Die Beschäftigten haben für jeden Auf­
trag einen Auftragzettel auszuschreiben, der den 
Gegenstand bis zur Fertigstellung begleitet. Auf 
Grund der von den Belegschaftsmitgliedern einge­
tragenen Arbeitsstunden wird die Kalkulation auf­
gestellt und der Endpreis errechnet.

(3) Unbeschadet der Preisnachweispflicht gemäß 
Abs. 2 sind die Handwerksbetriebe verpflichtet, ge­
werblichen und öffentlichen Auftraggebern ord­
nungsgemäß Rechnung zu erteilen. Die gleiche Ver­
pflichtung obhegt Uhrmacherbetrieben gegenüber 
privaten Verbrauchern, wenn das Entgelt für die 
vollbrachte Leistung 20,— DM übersteigt. Auf Ver­
langen des privaten Verbrauchers muß auch für ge­
ringere Beträge Rechnung erteilt werden.

(4) Für Regelleistungspreise ist ein Preisnachweis 
nicht erforderlich. g g

Gemäß § 6 der Verordnung vom 15. Juni 1950 
über die Preisbildung im Handwerk (GBl. S. 510) 
hat die Zahlung des Entgeltes für handwerkliche 
Leistungen, falls mit den Abnehmern der Leistun­
gen nicht besondere Zahlungsbedingungen verein­
bart sind, spätestens 15 Tage nach Rechnungsdatum 
ohne Abzug zu erfolgen. In Zweifelsfällen gilt als 
Rechnungsdatum das Datum des Postaufgabestem­
pels. Bei verspäteter Zahlung ist der Uhrmacher­
betrieb berechtigt, vom Auftraggeber Verzugszinsen 
in Höhe von 0,05°/o vom Rechnungsbetrag für jeden 
Versäumnistag zu verlangen.

§ 7
(1) Diese Preisverordnung tritt mit ihrer Verkün­

dung in Kraft. Gleichzeitig treten alle bisher er­
lassenen Preisbestimmungen einschl. Preisbewilli­
gungen für das Uhrmacher-Handwerk außer Kraft.

(2) Laufende und noch nicht abgerechnete Arbei­
ten müssen von diesem Tage ab nach dieser Preis­
verordnung abgerechnet werden.

Berlin, den 2. Januar 1952
Ministerium der Finanzen 

I. V.: Ge o r gi n o 
Staatssekretär


